ANTRAG

des ÖGB Steiermark, Landesorganisation

Budgetsanierung darf Sozialstaat nicht bedrohen

Die Budgetkonsolidierung der Reformpartnerschaft in der Steiermark hat in ihrer ersten Stufe zu teilweise massiven Irritationen und Widerständen bei den arbeitenden Menschen geführt. Durch Sparen bei Pendlern mit geringen Einkommen, bei der Behindertenbetreuung und in der Jugendwohlfahrt, bei der Pflege, in der Bildung durch Wiedereinführung der Kindergartengebühr und Schulschließungen, teilweises Übergehen der Kollektivvertragshoheit der Sozialpartner ist das Vertrauen vieler Menschen in das   Leitbild der Politik gesunken, wonach Ziel der Politik zu sein habe, dass es möglichst vielen Menschen möglichst gut geht.

Die Gefahr radikalen Sparens am Sozialstaat betrifft nicht nur große Volkswirtschaften wie die EU, sie gilt vergleichsweise ebenso für regionale Wirtschaftsräume wie die Steiermark. Wobei es genau so gefährlich ist, die Wirtschaftskraft und das Wachstum durch zu drastische Sparprogramme abzuwürgen, wie das Gleichgewicht der Gesellschaft so zu beschädigen, dass der soziale Friede bedroht ist.

Darüber hinaus hat der Verzicht auf jede einnahmenseitige Maßnahme zur Budgetkonsolidierung in der Steiermark nicht zum Verständnis für die Sparmaßnahmen beigetragen. 

Das kommende Budget des Landes Steiermark soll wieder ein Doppelbudget für die Jahre 2013/14 werden, wobei das Ziel laut Medienberichten ein Einsparungsvolumen von weiteren 100 Millionen Euro pro Jahr sein soll. 

Der ÖGB hat wiederholt betont, dass er eine Konsolidierung der öffentlichen Haushalte befürwortet, sofern sie nicht die Wirtschaft abwürgen und/oder das Sozialgefüge bedrohen. Es wird daher Aufgabe der Reformpartner sein, dieses Paket ausgewogener zu gestalten als dies in der Erstfassung des Sparpakets I gelungen ist. Ausgewogen sowohl zwischen den betroffenen Gruppen der Gesellschaft, ausgewogen in sozialer Treffsicherheit und ausgewogen hinsichtlich der Ausschöpfung der zugegeben nicht übermäßig hohen Einnahmenmöglichkeiten des Landes.

Einbindung der Sozialpartner  

Begutachtung bei Spargesetzen und –verordnungen

Das erste Sparbudget der Reformpartner hat ursprünglich so viel soziale Ungerechtigkeiten beinhaltet, dass der ÖGB und viele weitere NGO´s mit Massendemonstrationen auf der Straße dagegen protestierten. 

· Um außergewöhnliche Härtefälle wie beim Sparprogramm I der steirischen Reformpartnerschaft zu vermeiden, sollte den Sozialpartnern eine rechtzeitige Einbindung in den Diskussionsprozess vor Entstehung der Beschlussfassung sowie eine Begutachtung der von der Landesregierung vorgeschlagenen gesetzlichen Eingriffe in angemessener Frist vor der Abstimmung im Landtag ermöglicht werden. 

Einnahmenseitig Zeichen setzen

Abgaben auf Glückspiel, Schotter, Jagd, Nahverkehr

Es gibt – wenn auch in beschränktem Ausmaß – durchaus  einige Möglichkeiten, die Budgetsituation des Landes einnahmenseitig zu verbessern. Das wäre außerdem ein Zeichen der sozialen Ausgewogenheit für jene, die ausgabenseitig zur Kasse gebeten werden.

· Das Land Steiermark soll alle Möglichkeiten ausschöpfen, einnahmenseitig zur Budgetsanierung beizutragen. Eine Nahverkehrsabgabe nach Wiener Vorbild, die Erhöhung der Glücksspielabgabe, Aufschläge auf Schotter- und Jagdabgabe wären derartige Möglichkeiten.   

Respekt vor Kollektivvertragshoheit

Es verhandeln nur Arbeitnehmer und Arbeitgeber

Die Null-Lohnrunde bei den Landesbediensteten und der KAGes, die als sozialpartnerschaftliche Vereinbarung zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern getroffen wurden, hatten bedenkliche Beispielwirkung für andere Bereiche in den steirischen Gemeinden und bei privaten Gesundheitseinrichtungen.

Nicht zuletzt aufgrund der von den Dienstgebern behaupteten politischen Einflussnahme, sind diese Dienstgeber wie das Rote Kreuz, die Ordensspitäler, das Johannes von Gott Pflegezentrum Kainbach oder das Diakonissenwerk Schladming zur Auffassung gelangt, die Nulllohnrunde habe auch für ihre Beschäftigten zu gelten. Dies, obwohl viele Regelungen der KAGes in diesen Betrieben nicht 1:1 gelten.

Der sozialpartnerschaftliche Grundsatz, dass Kollektivverträge zwischen ArbeitgeberInnen und ArbeitnehmerInnen zu verhandeln sind, hat einen maßgeblichen Beitrag zum sozialen Frieden in unserem Land geleistet und gewerkschaftliche Kampfmaßnahmen auf gelegentliche Ausnahmen als allerletzten Ausweg beschränkt.

Auf Initiative der Regionalkonferenzen Graz und Graz-Umgebung fordert der ÖGB daher

· Respekt aller Arbeitgeber vor der Kollektivvertragshoheit der Sozialpartner auch und vor allem der öffentlichen Hand als ArbeitgeberIn und damit die Einhaltung des Prinzips, wonach KV-Verhandlungen ausschließlich von Arbeitgeber- und ArbeitnehmerInnenvertreterInnen geführt werden. Weiters wird die Steiermärkische Landesregierung aufgefordert, alle eventuellen kollektivvertraglichen Vorgaben an die DienstgeberInnen der betroffenen Beschäftigten außerhalb der Landeshoheit zurück zu nehmen und weitere derartige Vorgaben zu unterlassen.

Personalmangel im Gesundheits- und Sozialbereich

Mehr Zeit für Menschlichkeit

Unter den derzeitigen Rahmenbedingungen (stetige Einsparungen im Personalbereich über Jahre hinweg bei gleichbleibender Qualitätsvorgabe bezüglich der Versorgung von PatientInnen) ist eine hochqualitative, altersgerechte und fürsorgliche Pflege/Betreuung der PatientInnen/BewohnerInnen auf gewohnt hohem Niveau für das Personal nicht mehr durchführbar und für die Betriebsräte absolut nicht mehr tragbar.

Es bleibt keine Zeit für Menschlichkeit in Krankenhäusern, Pflegezentren und privaten Pflegeheimen, weder gegenüber den PatientInnen/BewohnerInnen noch für die KollegInnen untereinander.

Es gibt faktisch keine Personalreserven mehr. Langzeitkrankenstände werden seit Jahren nicht ersetzt. Teilweise gibt es sogar beim Erstellen des regulären Dienstplanes Probleme aufgrund von Personalmangel. Höchst bedenkliche, sehr hohe Durchschnittswochenarbeitszeiten sind daraus die Folge. Ständiges Einspringen aus der eigentlichen Freizeit und Erholungszeit führen zur Überbelastung. Der Zeitdruck in der Arbeit – und dabei ist kein Bereich in einem Krankenhaus/Pflegeheim ausgenommen – ist kaum mehr zu bewerkstelligen. Die Bediensteten treten teilweise krank ihren Dienst an, damit sie ihre KollegInnen nicht im Stich lassen. Das Personal wird in der Freizeit und sogar während des Krankenstandes angerufen, ob sie zur Arbeit kommen könnten. Zum Teil wird verlangt, den Urlaub vorzeitig abzubrechen, da der/die Bedienstete im Krankenhaus- bzw. Pflegeheimalltag benötigt wird.

Für das Personal gibt es kaum mehr wirkliche Erholungsphasen, die Burnout-Rate ist im Begriff, kontinuierlich zu steigen. Die Bediensteten sind an ihren Grenzen angelangt und haben diese zum Teil bereits überschritten. 

Trotz ständigen Personalabbaus lautet die Vorgabe: keine Qualitätseinbußen. Weitere Personalanspannungen sind bereits für 2012 vorgegeben und müssen umgesetzt werden. Zudem liegen teilweise veraltete, kaum transparente Personalberechnungsmodelle vor, welche nicht nachvollziehbar sind und in keinster Weise auf den Bedarf der heutigen Zeit oder auf das immer höher werdende Durchschnittsalter des vorhandenen Personals eingehen.

Daher fordert der ÖGB Steiermark auf Initiative der Regionalkonferenz Obersteiermark Mitte von der Steiermärkischen Landesregierung

· nicht nur den sofortigen Stopp der Personaleinsparungen, sonderen – im Gegenteil – eine bedarfsgerechte Aufstockung mit qualifiziertem Personal, sodass wieder mehr Zeit für die Bedürfnisse der PatientInnen und Bediensteten gegeben ist.

          Weiters weisen wir die steirische Landesregierung darauf hin, ihrer   

          Fürsorgepflicht gegenüber ihren Bediensteten nachzukommen und 

          in diesem Zusammenhang für eine, entsprechend der prekären 

          Situation, zumutbare Personalanzahl in allen Bereichen der 

          Krankenhäuser, Pflegezentren und privaten Pflegeheimen Sorge zu 

          tragen. Des Weiteren wird eine Transparenz der 

          Personalbedarfsberechnungsmodelle gefordert, um diese, wie in der 

          heutigen Zeit üblich, überprüfen zu können.    

Evaluierung von Arbeitsplatzbedingungen

Die steirische Landesregierung hat im Jahr 2011 die Evaluierung der Leistungspreise in den Bereichen Behindertenhilfe und Jugendwohlfahrt angeordnet. Damit erfolgt die Überprüfung, ob die derzeit geltenden Leistungspreise für die Träger kostendeckend sind.

Durch die erfolgten massiven Kürzungen der Budgetmittel verbunden mit einer deutlichen Verschlechterung der Betreuungsschlüssel und einer drastischen Reduktion der Vor- und Nachbereitungszeiten haben sich jedoch auch die Arbeitsbedingungen der Beschäftigten in der Behindertenhilfe und Jugendwohlfahrt dramatisch verschlechtert. Auf Sicht ist der enorm erhöhte Leistungsdruck in der Arbeit mit schwer und schwerstbehinderten Menschen und in der sehr anspruchsvoll gewordenen Jugendhilfe von den Beschäftigten nicht auszuhalten. Es droht ein enormer Exodus aus diesen Arbeitsbereichen. Die damit verbundene Leistungsminderung oder -einstellung gesetzlich normierter Pflege- und Betreuungsarbeiten muss das Land Steiermark zu Reaktionen bringen.

Daher fordert der ÖGB Steiermark auf Initiative der AUGE/UG die Steiermärkische Landesregierung auf

· nicht nur die Leistungspreise zu evaluieren, sondern sofort eine umfassende Evaluierung der Arbeitsbedingungen in den Bereichen Behindertenhilfe und Jugendwohlfahrt anzuordnen, um drohende Leistungseinschränkungen bzw. -einstellungen zu verhindern.  

Infrastruktur ausbauen statt abbauen

Bahnstrecken im Thermenland für Personenverkehr erhalten 

Das so genannte „Zielnetz 2025+“ wurde im Herbst 2011 gemeinsam vom Verkehrsministerium und den Österreichischen Bundesbahnen (ÖBB) vorgestellt und zeigt die angestrebte Entwicklung des ÖBB-Schienenstreckennetzes innerhalb der nächsten 13 Jahre auf. Für die Steiermark sind darin sowohl positive Projekte (z.B.: Bau des Semmeringtunnels, zweigleisiger Ausbau bis Spielfeld), als auch negative Entwicklungen enthalten. Zu letzteren gehören die geplante Einstellung des Personenverkehrs auf der so genannten Thermenbahn zwischen Aspang (NÖ) und Fehring und die geplante Stilllegung bzw. der Verkauf der Schieneninfrastruktur von Spielfeld nach Bad Radkersburg.

Beide Bahnlinien haben aber großes Potenzial sowohl was den PendlerInnen- und SchülerInnenverkehr betrifft, als auch bezüglich Fremdenverkehr. 

So gibt es spezielle und attraktive, direkte PendlerInnenzüge, die Hartberg mit Wien in rund zwei Stunden Fahrzeit verbinden. Durch den Ausbau der steirischen Ostbahn (Graz – Fehring) könnte auch der Personenverkehr aus dem Raum Hartberg/Fürstenfeld nach Graz attraktiver werden. Der Umstand, dass drei wichtige Thermenorte in unmittelbarer Nähe zur Bahn liegen (Bad Waltersdorf, Bad Blumau, Loipersdorf) ergibt ein bislang weitgehend ungenutztes Potenzial. Im Sinne der PendlerInnen, des Tourismus und des Umweltschutzes, sowie zur Schaffung neuer Arbeitsplätze in der Region, sollte der Personenverkehr auf der Thermenbahn nicht eingestellt, sondern verbessert werden.

Diese Radkersburger Bahn ist Teil des Grazer S-Bahnsystems (S51). Zur Stoßzeit gibt es für PendlerInnen und SchülerInnen sogar Direktzüge in die steirische Landeshauptstadt. Nach dieser Aufwertung der Bahn die Schienenstrecke stillzulegen, ist widersinnig und nicht zukunftsfähig. Man kann davon ausgehen, dass durch ein natürliches Limit der Ölfördermenge und durch  Klimaschutz die Wichtigkeit der Bahnen – sowohl im Personen- als auch Güterverkehr – zunehmen wird. Eine Stilllegung der Strecke bzw. ein Verkauf ist deshalb abzulehnen. Im Gegenteil: Es ist anzustreben, die Strecke attraktiver zu machen und die Verbindung Radkersburg – Slowenien wieder herzustellen.

Auf Initiative der Regionalkonferenzen Oststeiermark und Südoststeiermark fordert der ÖGB Steiermark daher

· Die langfristige Absicherung des Personenverkehrs auf der Bahnlinie zwischen Aspang und Fehring. Dazu sollten folgende Maßnahmen beitragen: 

     Investitionen in die Infrastruktur zur Erreichung höherer

     Reisegeschwindigkeiten (etwa bei Eisenbahnkreuzungen oder durch 

     Streckenbegradigungen);

    Attraktiver Taktfahrplan mit optimalen Umsteigemöglichkeiten auf  

     der gesamten Strecke;

     Marketingoffensive für Bahnreisen von Thermengästen;

     Wiederaufnahme des Personenverkehrs Friedberg – Oberwart, um   

     Synergien und bessere Auslastung zu erreichen.

Auf Initiative der Regionalkonferenz Südsteiermark fordert der ÖGB Steiermark 

· Den Erhalt der Schieneninfrastruktur Spielfeld – Bad Radkersburg in gutem Zustand und im öffentlichen Besitz sowie die Beibehaltung und laufende Verbesserung (Sanierung der Langsamfahrstrecken) der S51 von Bad Radkersburg nach Spielfeld und weiter nach Graz.

          Außerdem soll eine Machbarkeitsstudie mit Kosten-Nutzen-Analyse 

          für den Lückenschluss Bad Radgersburg – Gornja Radgona 

         (Slowenien) erstellt werden. 

Öffi-Initiative für Ballungsraum Graz 

Zu Beginn des 3. Jahrtausends erleben wir im Bereich Verkehr und Mobilität einen Paradigmenwechsel: Vom grenzenlos motorisierten Individualverkehr hin zu öffentlichen Verkehrssystemen.

Zum einen wird die Umweltproblematik durch Straßenverkehr (CO2, Feinstaub) immer drängender. Österreich musste für CO2-Zertifikate bereits mehr als 700 Millionen Euro ausgeben und der Stadt Graz bzw. dem Land Steiermark drohen von der Europäischen Union Strafzahlungen wegen der Überschreitung der Feinstaub-Grenzwerte.

Zum anderen sind die Treibstoffpreise wieder im Steigen begriffen und werden laut Prognosen auch nicht mehr fallen. Mit einer stetigen Verteuerung in den nächsten Jahren ist zu rechnen.

Gleichzeitig sind jedoch Verkehr und Mobilität in unserer modernen Welt der Flexibilisierung Voraussetzung für wirtschaftliche Prosperität, Beschäftigung, Aus- und Weiterbildung.

Die einzige Lösung scheinen öffentliche Verkehrssysteme zu sein.

Wie die Verkaufszahlen von Zeitkarten in den österreichischen Verkehrsverbünden zeigen, gibt es dort, wo attraktive öffentliche Verkehrsmittel vorhanden sind, starke Zuwächse bei den Fahrgästen.

Die Stadt Graz hat in den letzten Jahren massiv in den öffentlichen Verkehr investiert. Die Linien 5 und 6 wurden verlängert und mit der neuen Haltestelle Puntigam wurde die S-Bahn mit der Straßenbahn verbunden. Am Hauptbahnhof entsteht derzeit die Nahverkehrsdrehscheibe Graz Hbf mit der Entflechtung von Straßenverkehr und Straßenbahn. Der weitere Ausbau wird jedoch erst mit der Inbetriebnahme des 1. Teilabschnittes der Süd-West-Linie im Jahr 2018 erfolgen. 

Um jedoch eine nachhaltige Verlagerung vom Straßenverkehr hin zum öffentlichen Verkehr zu erreichen, braucht es einen weiter gehenden und schnelleren Ausbau des öffentlichen Verkehrs – vor allem des Straßenbahnnetzes sowie die Errichtung der S-Bahn Nahverkehrsknoten Gösting und Liebenau/Murpark – in Graz.

Der ÖGB Steiermark fordert daher auf Initiative der Regionalkonferenzen Graz und Graz-Umgebung

· Priorität für den Ausbau des öffentlichen Verkehrs im Ballungsraum Graz und Umgebung durch eine außerbudgetäre Finanzierung wie beim Bau des Grazer Kanalnetzes vor mehr als 100 Jahren. Weiters wird das land Steiermark aufgefordert, die S-Bahn im Grazer Stadtgebiet und in Graz-Umgebung raschest auszubauen.



